
Bundessoz131ger10ht
I m N 3

m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

‘ in dem Rechtsstreit

Zugestellt am

.
25° August 1969

Klägerin und Revisionsbeklagte,

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 1° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 150 Juli 1969 durch

Präsident ' ProfoDr° W a n n a g a t

— Vorsitzender —„
Bundesrichter

‚
Dro H a u g ,

Bundesrichter Dr° S c h u b e r t ,
Bundessozialrichter Dro E b e r l e

,
lBundessozialrichter Z 0 l e n k o p f

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 109 Juli 1968

wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat der Klägerin die außergericht—

lichen Kosten auch des Revisionsverfahrens zu

erstatteno
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Die Klägerin bezieht seit dem 10 November 1964 eine Rente

aus der Rentenversicherung der Angestellten wegen Berufs—

unfähigkeit (BU)° Streitig ist die Höhedieser Rente; im
einzelnen geht es darum? ob bei der Rentenberechnung Bei-

träge zu berücksichtigen sind‚ welche die Klägerin in den

Jahren von 1931 bis 1937 zur damaligen Invalidenversicherung

(JV — jetzt Rentenversicherung der Arbeiter) geleistet hat‚

oder ob diese Beiträge‚ wie die Beklagte meint? außer Ansatz _};
bleiben müssen‚ weil sie im Jahre 1939 im Zusammenhang mit

der Erstattung von Angestelltenversicherungs—Beiträgen (AnV—

Beiträgen) an die Klägerin "verfallen" sindo ‘

Nach den Feststellungen
des Landessozialgerichts (LSG) hatte

die Klägerin von 1922 bis 1931 Beiträge zur Angestelltenver—

sicherung (AnV) und anschließend bis 1937 Beiträge zur JV
entrichteto Die Beiträge zur AnV sind ihr auf Antrag (vom

266 Juli 1939) anläßlich der im November 1936 erfolgten Heirat
am 130 August 1939 zur Hälfte erstattet worden (5 47 des
Angestelltenversicherungsgesetzes alter Fassung — AVG aF)o

Von 1939 an ist die Klägerin erneut angestelltenversicherungs—

pflichtig beschäftigt geweseno

Im Rentenfeststellungsbescheid vom 10° März 1965 ließ die

Beklagte nicht nur die bis 1931 geleisteten und erstatteton

AnV—Beiträge‚ sondern auch die von 1931 bis 1937 geleisteten

JV—Beiträge unberücksichtigt und begründete dies damit, die

Anwartschaft aus den bis 1931 zur AnV geleisteten Beiträgen

sei in der Zeit bis zur Heirat der Klägerin nur mit Hilfe der

JV-Beiträge erhalten geweseno Deshalb hätten diese Beiträge

nach dem damals geltenden Recht den Brstattungsanspruoh mit—

begründet und seien ebenso wie die erstatteten AnV—Beiträge

verfallen bzw‚ verbrauchto

Das Sozialgericht (SG) Berlin verurteilte die Beklagte‚ der

Klägerin die Rente unter Anrechnung der von 1931 bis 1937

'—5—
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zur JV entrichteten Beiträge zu gewähren (Urt° va 170 Januar

1967)° Das LSG Berlin wies die Berufung der Beklagten unter

Zulassung der Revision zurück; Die AnV—Beiträge der Kläge-

rin seien 1939 noch nach 5 47 AVG idF der VO vom 170 Mai 1954

(BGBl I 419) erstattet worden° In Abso 1 Satz 3 dieser Vor—

schrift sei gesagt, die Erstattung schließe weitere Ansprü—

che an die Reichsversicherungsanstalt aus den erstatteten

Beiträgen aus° Deshalb könnten die JV—Beiträge der Klägerin

durch die Erstattung der AnV—Beiträge nicht verbraucht sein°
Dem stehe das Urteil des Bundessozialgerichgerichts (BSG)

vom 150 Oktober 1957 (BSG 69 57) nicht entgegen; denn es‘
beziehe sich nur auf die zu demselben Versicherungszweig

vor dem 10 Januar 1924 entrichteten, aber nicht erstatteten
IBeiträgeo Die Entscheidung befasse sich nicht mit der hier

streitigen Frage7 ob durch die Erstattung auch Ansprüche

gegen einen anderen Versicherungsträger aus den zu ihm ent-

richteten Beiträgen ausgeschlossen werden° Auch aus frü—

heren Entscheidungen des Reichsversicherungsamtes (BVA)

sei nichts zu entnehmen° Auf die vom SG angeschnittene

Frage, ob infolge der Außerkraftsetzung der Anwartschafts—

bestimmungen (durch die Rentenversicherungs-Neuregelungs—

gesetze —RVNG—)auch die s°Zto nur anwartschaftserhalten—

den JV-Beiträge der Klägerin wieder voll gültig geworden

sind9 komme es nicht an (Urto V0 100 Juli 1968)0

Mit der Revision beantragt die Beklagte,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben

und die Klage abzuweisen()

Sie rügt die Verletzung von @ 27 AVG nF i°V„m° @ 47 AVG aF„
Das Urteil

„
BSG 6‚ 57 enthalte grundsätzliche und allge—

meine Ausführungen über die Rechtsfolgen einer Beitragscr-

stattung° Diese führe zu einem Rechtsverlust als Folge

eigenen Verhaltens des Versicherten? der mit dem Antrag

auf Beitragserstattung aus der Versicherung austreteo Mit

der Versicherungsleistung, nämlich der Beitragserstattung9

{ ; 4 -
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würden die durch die bisherige Versicherung begründeten

Rechte in vollem Umfang abgegolten und sämtliche Rechtsbe—

ziehungen zwischen dem Versicherten und dem Versicherungs—

träger beseitigt° Diese Folgen träten auch für die hier

streitigen - nicht miterstatteten — Beiträge zur JV jeden—

falls dann ein0 wenn sie zur Erhaltung der Anwartschaft auf

die Beitragserstattung gemäß @@47‚ 46 Abso 3 AVG aF erfor—
derlich waren und die Voraussetzungen für die Erstattung

überhaupt erst mitbegründet hatteno Dann seien diese Beiträge

durch die Erstattung verbraucht°

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht vertreten; sie

ist jedoch — ebenso wie die'Beklagte — mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (vglo SozB Nr° 5 zu
@ 124 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)a_

Die Revision der Beklagten ist zulässig? aber unbegründeto

Die Auffassung des LSG? die Zeiten von 1931 bis 19379 in

denen die Klägerin Beiträge zur
damaligen JV geleistet hat?

seien bei der Berechnung der Rente als Versicherungszeiten

(@ 27 AVG : @ 1250 der Reichsversicherungsordnung — RVG) zu
berücksichtigen‚ ist im Ergebnis nicht zu beanstandeno Ent—

gegen der Meinung der Beklagten hat die im Jahre 1939 erfolgte

Erstattung allein der AnV—Beiträge keine Rechtswirkungen auf

die vorausgegangenen Versicherungszeiten in der JV gehabt

und nicht zu einem Verbrauch auch der in diesem Versicherungs—

zweig geleisteten Beiträge geführt„

Die Rentenversicherungs—Neuregelungsgesetze- vom 230 Februar

1957 bestimmen in Art° 1 @ 82 Abs„ 7 AVG : $ 1303 Abs„ 7 BVG

(und bestimmten in den — inzwischen durch das Finanzänderungs—

gesetz - FinÄndG — vom 210 Dezember 1967 aufgehobenen — Vor—

schriften des Arto 1 @ 83 Abso 3 AVG : ® 1304 Abso 3 der

Reichsversicherungsordnung — EVO —)9 die Erstattung der Bei—
träge schließe weitere Ansprüche aus den bisher zurückgeleg—

ten Versicherungszeiten und das Recht zur freiwilligen Weiter—

Versicherung aus° Doch beziehen sich diese Vorschriften nur

_5..
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auf Beitragserstattungen, die auf Grund des vom 1„ Januar

1957 an geltenden Rechts und für Beitragszeiten seit Juni

1948 erfolgt sind; überdies bestimmt Arte 2 g 27 Angestell-
tenversicherungs—Neuregelüngsgesetz (AnVNG) = Arte 2 5 28

Arbeiterversicherungs-Neuregelungsgesetz (ArVNG)‚ @ 85 AVG
': @1304 RVOgelte nur, wenn die Versicherte nach dem In—
krafttreten der Neuregelungsgesetze geheiratet hat„ Es

fehlt eine Vorschrift darüber, wie reichsgesetzliche Ver—

sicherungszeiten zu beurteilen sind‚ wenn die geleisteten

Beiträge auf Grund früherer Vorschriften erstattet worden
sind° Der Wortlaut der 55 26 und 27 AVG = éé 1249 und 1250
RVO‚ nach welchen die Anrechenbarkeit der reichsgesetzlichen

Versicherungszeiten zu beurteilen int, enthält insoweit Rei—

' ne ausdrückliche Einschränkungo Doch verlangt 5 27 Abso 1

Buchsto a AVG = 5 1250 Abs° 1 Buchsto a RV09 daß Beiträge

"wirksam" entrichtet sind° Es genügt deshalb nicht9 daß in

der Vergangenheit nach den Vorschriften der reichsgesetzli-

chen Rentenversicherung Beiträge wirksam geleistet werden

sind9 vielmehr ist erforderlich, daß diese Beiträge beim Ver—

sicherungsträger auch als wirksam verblieben sind, daß insbe-

‘sondere die Rechte aus der Beitragsleistung nicht durch eine

Erstattung untergegangen sind° Dies hat der Gesetzgeber an—

scheinend als so selbstver5tändlich angesehen, daß er eine

ausdrückliche Einschränkung in 5 27 AVG = 5 1250 RVO für

überflüssig gehalten hat° Immerhin hat er seine Auffassung

in Arto X Abso 1 Satz 5 des 20 Gesetzes zur Änderung des Bun—

desentschädigungsgesetzes (BEG-Schlußgesetz) vom 140 Septem-

ber 1965 (BGBl I 1515) zu erkennen gegeben; hier wird ver—
folgten Frauen zur Wiedergutmachung für Schäden‚ die sie

durch eine in der Zeit vom 50° Januar 1933 bis 8? Mai 1945

erfolgte Beitragserstattung wegen Heirat erlitten haben, ein

besonderes Recht der Beitragsnaohentrichtung bis zum 10Janu—

ar 1924 zurück eingeräumt° Dieser Sonderregelung hätte es

nicht bedurft — ein Schaden wäre gar nicht eingetreten —,
wenn eine in der genannten Zeit vorgenommene Beitragserstat-

tung wegen Heirat im Rahmen von $ 27 AVG = @ 1250 RVO unbe—

_ 6 _
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achtlich und die Zeiten, auf welche die erstatteten Beiträge

_entfielen, dennoch als Versicherungszeiten anzurechnen wären°

Eine ähnliche Regelung ist nach dem 30 Rentenversicherungs—

Änderungsgesctz (RVÄndG) für alle Frauen vorgesehen‚ die sich
früher bei der Heirat ihre Beiträge haben erstatten lassen
(vgl° Bulletin des Presse—und Informationsamtes der Bundes—

.regierung Nro 90/1969 so 7749 775)° Dies zeigt9 daß 5 27
AVG : 5 1250 RVO nicht anzuwenden ist, wenn die Rechte aus
wirksam entrichteten Beiträgen durch eine Beitragserstattung

verloren gegangen sind (vgl„ auch BSG 209 287, 29o)o Ob dies
der Fall ist? muß nach dem früheren‚ zur Zeit der Beitragser—

stattung geltenden ReCht beurteilt werden (im Ergebnis ebenso

BSG 69 58)° ‘

Dementsprechend hat das LSG die Frage? welche Rechtsfolgen

die im August 1939 erfolgte Erstattung der AnV—Beiträge für
die Wirksamkeit der hier streitigen JV—Beiträge der Klägerin
gehabt hat, nach dem zur Zeit der Beiträgeerstattung gelten—

den Recht geprüft° Es ist dabei mit Recht nicht von der zum

1° Januar 1938 in Kraft getretenen Vorschrift in @ 47 AVG

ioVomo @ 1309 & RVO idF des "gegen° Ausbaugesetzes vom 210

Dezember 1937 (BGBl I 1393) ausgegangen, weil 5 1309 a RVG,
der auch in der JV die Beitragserstattung wegen Heirat erst—

mals wieder (seit dem Wegfall zum 510 Dezember 1912) einge—

führt hat und auf den 5 47 AVG aF verweist? nach % 120 des
Ausbaugesetzes nur anzuwenden war, wenn die Ehe nach dem

31u Dezember 1957 geschlossen werden war (vglo Entscho des

RVA Nr„ 5358 AN 1940 II 164 : EuM 469 348)° Die Klägerin

hatte jedoch schon 1936 geheirateto Für die Beitragser—

stattung an sie war deshalb noch das bis zum 510 Dezember 1938
geltende Recht maßgebendo Es sah eine Erstattung von JV—

Beiträgen nicht vera

Entgegen der Meinung des LSG und der Revision richtete sich

die Erstattung der Beiträge an die Klägerin im Jahre 1939

aber auch nicht nach @ 47 ioVomo & 46 AVG idF der Verordnung

’Vom 170 Mai 1934 (RGBIHI 419)° Läge der Fall so? dann wäre

__
7 _
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es überhaupt nicht zweifelhaft, daß von der Erstattung der

AnV—Beiträge die Versicherungszeiten der Klägerin in der JV

unberührt geblieben sind° Denn nach diesen Vorschriften

schloß die Erstattung der Beiträge weitere Ansprüche an die

Reichsversicherungsanstalt ausdrücklich nur "aus den erstat—

teten Beiträgen" aus? hier also aus den Beiträgen zur AnV;

sie ließ also die Rechte aus den zuvor zu einem anderen Ver—

sicherungszweig entrichteten Beiträgen‚ hier zur JV, unbe—

rührt° Jedoch'galt für die Beitragserstattung an die Klä—

gerin im Jahre 1939 anderes Recht°

Wie das LSG in den Gründen des angefochtenen Urteils erwähnt,

haben die 59 46 und 47 AVG aF durch das Gesetz über die Än—

derung einiger Vorschriften der Reichsversicherung vom 230

Dezember 1936 (BGBl I 1128) eine neue Fassung erhalten; das

LSG hat jedoch übersehen, daß die Neufassungen nach Abschno

III <}21 Abso 2 des Gesetzes rückwirkend mit dem 1„ Mai 1934
in Kraft getreten sind und damit nachträglich seit dem 1oMai

1934 die Stelle der entsprechenden Vorschriften der Verord—

nung vom 17° Mai 1934 eingenommen haben (wobei nach Abs° 3

sogar die Rechtskraft früherer Entscheidungen nicht entge-

genstehen sollte)o Nach diesen Vorschriften ist daher die
Beitragsers■&ttung an die Klägerin zu‘beurteileno Die durch

Abschnitt II 9 5 19 des Gesetzes vom 230 Dezember 1936 ge—
änderte Fassung besagte aber‚ daß die Erstattung der für die

Zeit vom 1° Januar 1924 an geleisteten Beiträge weitere An—

sprüche an die Reichsversicherungsanstalt "aus den bisher

entrichteten Beiträgen" ausschloß° Erst diese Fassung des

Gesetzes läßt es zweifelhaft erscheinen, ob von der Erstat-

tung der AnV—Beiträge auch die Wirksamkeit der JV—Beitrag„—

zeiten der Klägerin berührt wurde‚ zumal @ 46 Abs° 5 AVG
(auf den 5 47 Abs° 5 AVG verweist) bei der Neufassung eben?

falls eine Änderung insofern erfahren hat9 als nunmehr die
Vorschriften über die Wanderversicherung in den @@1544a
bis 1544 n der RVO entsprechend gelten sollteno

Jedoch kann trotz der allgemeinen Fassung des Gesetzes von
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1936; "bisher entrichtete Beiträge" und trotz der Verwei—

sung auf die Vorschriften über die Wanderversicherung nicht

geschlossen werden, daß die Klägerin mit der Erstattung der

AnV—Beiträge auch die Rechte aus den von ihr von 1951 bis

1937 geleisteten JV—Beiträgen verloren hätteo Diese Folgerung
verbietet sich schon deshalb9 weil auch unter der Geltung des

Gesetzes von 1956 Beiträge allein aus der AnV erstattet wer—
den konnten — eine Gesamtleistung also nicht zu gewähren war —
und weil die geänderte Fassung der Erstattungsfolgen nur

einem bestimmten Zweck gedient hat° Nach der amtlichen Be—

gründung (AN 1937‚ 49 6) sollte die Gesetzesänderung die
Frage der Wirksamkeit von Beiträgen aus der Zeit vor dem 10

Januar 1924 klären; sie sollte das Nißverständnis beseitigeny

als ob aus diesen wegen der Geldentwertung von der Erstattung

ausgeschlossenen Beiträgen noch weitere Ansprüche gegen den

Versicherungsträger geltend gemacht werden könnten„ Es han—

delte sich also insoweit um die nachträgliche Beseitigung

einer Unklarheito Von dieser Rechtsänderung ist aber allein

die AnV betroffen gewesen; die Annahme liegt daher nahe? sie

habe sich auch nur auf AnV—Beiträge bezogen‚ die in der Zeit

vor dem 10 Januar 1924 geleistet worden sindo Aber selbst

wenn man wegen des Hinweises auf die Vorschriften über die

Wanderversicherung im Gesetz annimmt, daß das gleiche hinsicht—

lich der vor 1924 liegenden Beitragszeiten in der JV beabsich-
: tigt war? so erfaßte diese Regelung nicht auch Beiträge die—

ses Versicherungs3weiges aus späteren Zeiten, wie diejenigen

der Klägerin aus den Jahren 1931 bis 1937° Diese sind viel—

‘mehr von der Beitragserstattung in der AnV unberührt geblie—

ben; sie fallen nicht unter die ”bisher entrichteten Beiträge"

im Sinne von Abschnitt II Art() 9 S 19 des Gesetzes vom 250
Dezember 1956°

Dem steht nicht entgegen? daß die Erstattung der ÄnV—Beiträge

an die Klägerin im Jahre 1959 nach dem damals geltenden Recht

nur dadurch möglich gewesen ist9 daß die Anwartschaft — allein —
mit Hilfe der JV—Beiträge erhalten war und diese Beiträge

daher die Leistungsvoraussetzungen für den Erstattungsanspruch

..9_
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mitbegründet haben° Das frühere BVA hat zwar in einem im

Jahre 1941ergangenenUrteil (GENr, 5417,AN194111 140=>
EuM 48, 44) für den Fall, daß einer Wanderversichertén die"
—Beiträge

nur eines Versicherungszweiges erstattet worden

waren, die Auffassung vertreten, daß sie durch diese Bei—

tragserstattung die Rechte aus den Beiträgen des anderen

Versicherungszweiges (nur'dann) nicht verloren habe, wenn

diese Beiträge nicht die Leistungsvoraussetzungen für den

Erstattungsanspruch mitbegründet haben, Es hat diese Auf—

fassung aus dem Recht der Wanderversicherung hergeleitet,‘

das auch bei‘der Beitragserstattung Anwendung finden müsse

und das für einen Versicherten, der zu mehreren Versiche—

rungszweigen Beiträge entrichtet habe, einen einheitlichen

Versicherungsschutz durch Berücksichtigung aller Beiträge

für die Erfüllung der Wartezeit, die Erhaltung der Anwart—

schaft und die Feststellung der Gesamtleistung getroffen

habe° Jedoch werde
— wie es in dieser Entscheidung heißt -

die Selbständigkeit in den einzelnen Versicherungszweigen

durch das Recht der Wanderversicherung nicht berührt; auch
‚behielten die verschiedenen Leistungen aus den einzelnen

Versicherungszweigen trotz der Verbindung in Form einer Ge-

samtleistung eine gewisse Selbständigkeit° Es stelle auch

nicht jede an eine Wanderversicherte gewährte Leistung eine

Gesamtleistung dar, was schon daraus folge, daß der Leistungs—

antrag auf einzelne Versicherungszweige beschränkt werden
könne° In dem damals entschiedenen Fall waren allerdings

die vor 1924 zur JV geleisteten (und nicht erstatteten)

Beiträge nicht hinzuzuziehen gewesen, um die sonstigen
Leistungsvoraussetzungen für den Erstattungsanspruch in der

AnV zu schaffen, insbesondere die Wartezeit zu erfüllen und

die Anwartschaft zu erhalten; das RVA sah deshalb die bis zum
Jahre 1925 entrichteten JV—Beiträge für die Beitragserstat—

tung nicht in der Weise als verbraucht an, daß aus ihr aller

Ansprüche erloschen seien,

Diese Rechtsprechung des RVA will die Beklagte auch im vor—
liegenden Rechtsstreit angewendet wissen, allerdings mit“

«
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der (hier umgekehrten) Folge, daß die Rechte der Klägerin

aus den von 1931 bis 1937 geleisteten JV-Beiträgen erloschen

sind, weil diese Beiträge den Erstattungsanspruch mitbegrün—

det hatten, Die erwähnte Rechtsprechung des RVA ist aber,

worauf das LSG mit Recht hingewiesen hat, erst unter der Gel-

tung der — hier gerade nicht anwendbaren — Vorschriften in

5 47 AVG und 5 1309 a RVG idF des Ausbaugesetzes vom 210 De-
zember 1937 (BGBl I 1393) ergangen, also unter einer wesent—

lich anderen Rechtslage, als sie der Beitragserstattung an
die Klägerin zugrundegelegen hat() Der wesentliche Unter—

schied lag darin, daß das vom 1„ Januar 1938 an geltende

Recht die Beitragserstattung auch in der JV wieder eingeführt

und damit die Voraussetzungen für die Gewährung einer Gesamt—

leistung geschaffen hat, während für die Klägerin das Recht,

die Beiträge zur JV erstattet zu erhalten, nicht bestanden
hat; für sie kam von vornherein nur eine Beitragserstattung

aus der AnV in Betracht, Unter diesen Umständen können aber
die Grundsätze der genannten Entscheidung des RVA im vorlie—

genden Fall nicht angewandt werdeno Auch wenn die JV—Beiträge

der Klägerin für die Erhaltung der Anwartschaft in der AnV

” zur Ermöglichung der Erstattung aus diesem Versicherungszweig

angerechnet werden sind, so sind sie deshalb nicht verbraucht

und weiterhin wirksam geblieben (Hartmann in Deutsche Renten—

Versicherung (DBV) 19399 23),

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der bisherigen

Rechtsprechung des BSGo Im Urteil des 30 Senats vom 15,
Oktober 1957 (BSG 6, 57) ist allerdings unter Darlegung der

geschichtlichen Entwicklung gesagt, die Beitragserstattung

wegen Heirat habe von Anfang an zu einem Erlöschen der Rechte

aus allen bis dahin geleisteten Beiträgen geführt, wobei es

sich um einen Rechtsverlust als Folge eigenen Verhaltens des

Versicherten gehandelt habe; mit der beantragten Versicherungs—
leistung

— der Beitragserstattung — seien die durch die bis—_
herige Versicherung begründeten Rechte in vollem Umfang abge—

_11_
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golten und die Versicherte endgültig aus der Versiche—

rung ausgeschieden, so daß daraus auch späterhin keine

Ansprüche mehr erwachsen könnten° Wie aber der diesem
'Urteil zugrundeliegende Sachverhalt erkennen läßt? hat

es sich bei der damaligen Klägerin nicht um eine Wan-

derVCrsichertc gehandelt;_vielmehr hatte sie Beiträge
nur zu einem Versicherungszweig, nämlich zur JV gelei—

stete Die Ausführungen des früheren Urteils beziehen

sich deshalb, wie das LSG mit Recht angenommen hat9

auch nur auf "alle" Beiträge des Versicherungszweiges‚

aus dem die Beitragserstattung erfolgt ist° Das
Gleiche trifft für die Ausführungen in BSG 5‚ 153 zu,

"daß unter den bisher entrichteten Beiträgen alle Bei—

träge verstanden werden müssen? die für die Zeit bis

zum Ende des Antragsmonats entrichtet wurden"o

Hat aber die 1939 erfolgte Beitragserstattung aus der

Rentenversicherung der Angestellten keine Rechtswir—

kungen für die Beitragszeiten gehabt‚ welche die Klä—
gerin in den Jahren von 1931 bis 1937 in der JV zu-
rückgelegt hat, so sind diese Beitragszeiten auch als

Versicherungszeiten bei der Rentenberechnung zu be—

rücksichtigen° Dies haben die Vorinstanzen zutreffend

entschiedeno Die Revision der Beklagten muß deshalb

_ 12 _
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als unbegründet zurückgewiesen werden (€ 170 Abso 1 Satz 1
SGG)

o '
i
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